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Verbandsgemeinde Weißenthurm 
 

Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 56575 
Weißenthurm | Postanschrift: Postfach 1263, 56572 Weißenthurm  | 
Telefon: 02637 / 913-0 | Fax: 02637 / 913-100 | E-Mail: 
info@vgwthurm.de | www.vgwthurm.de | | Öffnungszeiten: Montag -
Freitag 7.15 - 12 Uhr, Donnerstag zusätzlich 14 - 18 Uhr 
 
 

 
Rechtsverordnung über die Öffnung von Verkaufsstellen  

in der Stadt Mülheim-Kärlich 
 
Aufgrund des § 10 des Ladenöffnungsgesetzes Rheinland-Pfalz (LadöffnG) vom 21.11.2006 
(GVBL. S. 351) in der zurzeit geltenden Fassung wird für die Stadt Mülheim-Kärlich folgende 
Rechtsverordnung erlassen: 
 

§ 1 
Die Verkaufsstellen in der Stadt Mülheim-Kärlich, Gewerbepark, dürfen aus Anlass der 
Veranstaltungen  

 „Gewerbeparkfest“ am Sonntag, 03.03.2024, 
 

 in der Zeit von 13.00 – 18.00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
(1) Die Vorschriften des § 13 LadöffnG und des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) vom 

06.06.1994 (BGBL. 1994 Teil I, S. 1170) in der zurzeit geltenden Fassung sind zu 
beachten. 

(2) Jugendliche sowie werdende und stillende Mütter dürfen nicht beschäftigt werden. 
 

§ 3 
Die Arbeitgeber haben ein Verzeichnis mit Namen, Geburtstagen, Beschäftigungsart und -
dauer der am Sonntag beschäftigten Arbeitnehmerinnen /Arbeitnehmer und über die diesen 
zum Ausgleich für die Beschäftigung an diesen Tagen gewährte Freistellung zu führen. 

 
§ 4 

Zuwiderhandlungen gegen die §§ 1, 2 und 3 dieser Verordnung werden als 
Ordnungswidrigkeiten nach § 15 LadöffnG geahndet.  
Zuwiderhandlungen gegen das Beschäftigungsverbot für Jugendliche können als 
Ordnungswidrigkeiten nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JuSchG) 
vom 12.04.1976 (BGBl. 1976 Teil I, S. 965) in der zurzeit geltenden Fassung geahndet werden.  
Bei der Beschäftigung von werdenden und stillenden Müttern ist das Gesetz zum Schutz von 
Müttern bei der Arbeit, in der Ausbildung und im Studium (MuSchG) vom 23.05.2017 in seiner 
zurzeit geltenden Fassung zu beachten. 
Zuwiderhandlungen gegen das Arbeitszeitgesetz können als Ordnungswidrigkeiten nach  
§ 22 Abs. 1 ArbZG geahndet werden. 
 

§ 5 
Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
 
Weißenthurm, den 08.02.2024 
Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm 
 

mailto:info@vgwthurm.de
http://www.vgwthurm.de/
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Thomas Przybylla                                           Dienstsiegel 
Bürgermeister 

 
 
 
 
 

Abholung der Reisepässe: 
 
Reisepässe, die bis zum 19.01.2024 beantragt wurden, können während der Öffnungszeiten 
mit und ohne Terminvereinbarung online  

- montags 
- dienstags 
- mittwochs 
- donnerstags 
- freitags 
 

7:15 – 16:30 Uhr 
7:15 – 16:30 Uhr 
7:15 – 12:00 Uhr 
7:15 – 18:00 Uhr 
7:15 – 12:00 Uhr 

bei der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm im Bürgerbüro abgeholt werden. 
Bitte legen Sie ein noch in Ihrem Besitz befindliches Ausweispapier vor. Ausnahmsweise kann 
der Reisepass auch gegen Vorlage einer schriftlichen Vollmacht an eine andere Person 
ausgehändigt werden.  Der/die Bevollmächtigte muss sich dabei ausweisen können. 
Für weitere Auskünfte stehen wir Ihnen auch gerne telefonisch zur Verfügung. Sie erreichen 
uns unter den folgenden Durchwahlmöglichkeiten: 02637/913-108, 913-109, 913-148, 913-
149. 
 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm 

           -Bürgerbüro-  

 
 
 
 

Alters- und Ehejubilare  
 
Frau Elfriede Laux, 56575 Weißenthurm, feiert am 15.02.2024 ihren 90. Geburtstag. 
 
Herr Peter Reif, 56218 Mülheim-Kärlich, feiert am 17.02.2024 seinen 85. Geburtstag. 
 
Herr Karlmann Oster, Hauptstraße 69, 56220 Urmitz, feiert am 18.02.2024 seinen 85. 
Geburtstag. 
 
Herr Albert Kohn, 56575 Weißenthurm, feiert am 19.02.2024 seinen 85. Geburtstag. 
 
Eheleute Christine-Maria und Johann Smarzly, 56218 Mülheim-Kärlich, feiern am 16.02.2024 
ihre Goldene Hochzeit.  
 
Eheleute Maria und Paul Manns, Im Vogelsang 10, 56220 Kettig, feierten am 13.02.2024 ihre 
Eiserne Hochzeit.  
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Ortsgemeinde Bassenheim 
 

Ortsbürgermeisterin Natalja Kronenberg | Walpotplatz 9, 56220 
Bassenheim | Telefon: 02625 / 4456, Fax: 02625 / 6493, Mail: 
gemeinde@bassenheim.de | www.bassenheim.de | Öffnungszeiten: 
täglich 8 – 12 Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeisterin: Dienstag 17.30 
- 19 Uhr sowie nach Terminvereinbarung 
 
 
 

 
Keine Bekanntmachungen  

 
  

mailto:gemeinde@bassenheim.de
http://www.bassenheim.de/
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Ortsgemeinde Kaltenengers 
 

Ortsbürgermeister Jürgen Karbach | Raiffeisenstraße 5, 56220 
Kaltenengers | Telefon: 02630 / 6354 | Fax: 02630 / 968206 | E- Mail: 
info@kaltenengers.de | www.kaltenengers.de | Öffnungszeiten Montag 
und Donnerstag 17.30 - 19 Uhr  
 
 
 

 
Einladung zur Sitzung der  

Jagdgenossenschaft Kaltenengers 
 
Hiermit lade ich alle Eigentümer von bejagbaren Grundstücksflächen (Jagdgenossen) der 
Gemeinde Kaltenengers zu der am  

Donnerstag, den 07.03.2024, um 18:00 Uhr 
stattfindenden nicht öffentlichen Sitzung der Jagdgenossenschaft Kaltenengers ein. 
Ort: Sitzungssaal der Gemeinde Kaltenengers, Raiffeisenstraße 5, 56220 Kaltenengers 
 
Tagesordnung: 
1. Eröffnung und Feststellung der form- und fristgerechten Ordnungsmäßigkeit der Einladung 
2. Feststellung der Anzahl der anwesenden Jagdgenossinnen und Jagdgenossen und derer 

die einen Vertreter entsandt haben, sowie die Feststellung der Grundflächen die vertreten 
werden. (Beschlussfähigkeit) 

3. Nichtzulassung von Nichtjagdgenossen 
4. Genehmigung der Tagesordnung 
5. Sachbericht und Kassenbericht 
6. Abstimmung zur Entlastung des Jagdvorstandes 
7. Verschiedenes 

 
Die Jagdgenossenschaft setzt sich aus allen Grundstückseigentümern zusammen, die im 
Eigentum einer bejagbaren Fläche sind, welche zum Jagdrevier Kaltenengers gehört.  
Zur Prüfung der Mitgliedschaft in der Jagdgenossenschaft hat jeder Jagdgenosse bei der 
Versammlung entsprechende Ausweispapiere (Personalausweis, Reisepass) vorzulegen. 
Jeder Jagdgenosse, der nicht selbst an der Versammlung teilnimmt, kann einen Vertreter 
durch schriftliche Vollmacht bestimmen. Der Bevollmächtigte hat sich ebenfalls entsprechend 
auszuweisen. Als Nachweis über die zu haltende Fläche ist der Grundbuchauszug bei der 
Registrierung der Anwesenheit vorzulegen. Bei gemeinschaftlichem Eigentum (z.B. 
Miteigentum, Gesamthandeigentum, Erbengemeinschaft) kann das Stimmrecht nur einheitlich 
ausgeübt werden. Deshalb ist einer der Eigentümer von den übrigen Miteigentümern zur 
Stimmabgabe zu bevollmächtigen, sofern diese nicht selbst an der Versammlung teilnehmen 
können. Dies gilt auch für Ehepaare. 
Die Sitzung ist nicht öffentlich. Zur sachdienlichen Unterstützung können vom 
Versammlungsleiter jedoch Nichtjagdgenossen zugelassen werden. 
 
Wir würden uns sehr freuen, wenn wir möglichst viele Jagdgenossinnen und Jagdgenossen 
an dem o.g. Termin begrüßen können. 
 
Das Sitzungsprotokoll ist im Anschluss der Sitzung für alle Jagdgenossinnen und 
Jagdgenossen in der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Zimmer 114, Kärlicher Str. 
4 in 56575 Weißenturm einsehbar.  
 
gez. Herr Jürgen Karbach 
Ortsbürgermeister  
 

mailto:info@kaltenengers.de
http://www.kaltenengers.de/
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Ortsübliche Bekanntmachung 
über die öffentliche Bekanntgabe 

der Bestimmung und Abmarkung von Flurstücksgrenzen 
in der Gemeinde Kaltenengers 

 
In der Gemarkung Kaltenengers, Flur 4, Flurstücke 10 / 1 wurden die 
Flurstücksgrenzen aus Anlass einer Liegenschaftsvermessung auf Antrag bestimmt 
und abgemarkt. Über diese Maßnahmen wurde am 18.04.2023 eine Niederschrift 
(Grenzniederschrift) angefertigt.  
Gemäß § 17 Abs. 3 Satz 1 des Landesgesetzes über das amtliche 
Vermessungswesen (LGVerm) vom 20. Dezember 2000 (GVBl. S. 572, BS 2019-1), 
in der jeweils geltenden Fassung, werden den Eigentümerinnen, Eigentümern und 
Erbbauberechtigten der Flurstücke die in der Grenzniederschrift näher bezeichneten 
Maßnahmen öffentlich bekannt gegeben. Der verfügende Teil der Grenzniederschrift 
hat folgenden Wortlaut: 

Die neuen Flurstücksgrenzen werden entsprechend dem Ergebnis der 
Grenzermittlung, wie in der Skizze dargestellt, festgestellt. 
Die bestehenden, bereits festgestellten Flurstücksgrenzen werden entsprechend 
dem Ergebnis der Grenzermittlung, wie in der Skizze dargestellt, 
wiederhergestellt. 
Die Grenzpunkte werden auf der Grundlage der Entscheidung nach Nummer 1 
Buchstabe c, wie in der Skizze dargestellt, abgemarkt. Die in Übereinstimmung 
mit dem Nachweis des Liegenschaftskatasters vorgefundenen Grenzmarken 
sind in der Skizze in schwarz dargestellt.  
Die Abmarkung der Grenzpunkte A werden aus folgenden 
Zweckmäßigkeitsgründen dauernd unterlassen: Auf Antrag der 
Eigentümerinnen, Eigentümer und Erbbauberechtigten zu Nr. 1 der Anlage 1 
unterbleibt die Abmarkung des Grenzpunktes A. Der Grenzpunkt A ist in der 
Örtlichkeit festgelegt durch eine Gebäudeecke. 
 

Die Grenzniederschrift ist in der Zeit vom 02.03.2024 bis 03.04.2024 bei der 
Öffentlichen Vermessungsstelle Manfred Buchholz, Heinrich-Ermann-Str. 10, 56077 
Koblenz ausgelegt und kann während der Öffnungszeiten (Montag bis Donnerstag von 
09:00 bis 16:00 Uhr, Freitag von 09:00 bis 12:00 Uhr) eingesehen werden. 
Die Verwaltungsentscheidung gilt nach § 1 Abs. 1 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) vom 23. Dezember 1976 (GVBl. S. 
308, BS 2010-3) in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) vom 23. Januar 2003 (BGBl. I 2003, 102; 
FNA 201-6), in den jeweils geltenden Fassungen, nach Ablauf von zwei Wochen nach 
dieser ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. 
Der Inhalt der öffentlichen Bekanntgabe und die Grenzniederschrift können auch im 
Internet unter www.vb-buchholz.de/oeffentliche-bekanntgabe der öffentlichen 
Vermessungsstelle Manfred Buchholz eingesehen werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die in der Grenzniederschrift enthaltenen Entscheidungen kann innerhalb eines 
Monats nach der öffentlichen Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch kann 
1. in elektronischer Form nach § 3a Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

oder 

http://www.vb-buchholz.de/oeffentliche
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2. schriftlich oder zur Niederschrift bei der öffentlichen Vermessungsstelle Manfred 
Buchholz, Heinrich-Ermann-Str. 10, 56077 Koblenz, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat 

erhoben werden. 
 
Nähere Informationen zur formgebundenen elektronischen Kommunikation mit 
öffentliche Vermessungsstelle Manfred Buchholz, Heinrich-Ermann-Str. 10, 56077 
Koblenz finden Sie unter www.vb-buchholz.de/kontakt 
gez.  
Buchholz Manfred, ÖbVI (öffentliche Vermessungsstelle) 
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Ortsgemeinde Kettig 
 
Ortsbürgermeister Peter Moskopp | Hauptstraße 2, 56220 Kettig | 
Telefon: 02637 / 2176 | Fax: 02637 / 8779 | E-Mail: 
kettig1@vgwthurm.de | www.kettig.org | Öffnungszeiten: Montag 10 - 
12 Uhr, 14 - 19 Uhr; Donnerstag 8 - 12 Uhr, 14 - 19 Uhr, Freitag 8 - 12 
Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeister: Montag 17 - 19 Uhr; 
Donnerstag 16 - 19 Uhr  
 
 

 
 

Keine Bekanntmachungen  
 

  

mailto:kettig1@vgwthurm.de
http://www.kettig.org/
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Stadt Mülheim-Kärlich 
 
Stadtbürgermeister Gerd Harner | Kapellenplatz 16, 56218 Mülheim-
Kärlich | Telefon: 02630 / 94550 |  Fax: 02630 / 945549 | E-Mail: 
info@muelheim-kaerlich.de | www.muelheim-kaerlich.de | 
Öffnungszeiten: Montag, Dienstag und Freitag 8  - 12 Uhr, Donnerstag 
8 - 12 Uhr und 14 - 18 Uhr 
 
 
 

 
 

Keine Bekanntmachungen  
 

  

mailto:info@muelheim-kaerlich.de
http://www.muelheim-kaerlich.de/
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Ortsgemeinde Sankt Sebastian 
 
Ortsbürgermeister Marco Seidl | Hauptstraße 10-12, 56220 St. 
Sebastian | Telefon: 0261 / 8135 | Fax: 0261 / 9887637 |  E-Mail: 
marco.seidl@vgwthurm.de | www.gemeinde-sankt-sebastian.de | 
Öffnungszeiten: Dienstag und Donnerstag 16 - 19 Uhr, Mittwoch 8 -11 
Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeister: Dienstag und Donnerstag 18 -
19 Uhr, Sprechstunde 1. Beigeordneter Hajo Reif Donnerstag 18 - 19 
Uhr oder nach Vereinbarung 
 

 
 
 

Keine Bekanntmachungen  
 
 

 

  

mailto:marco.seidl@vgwthurm.de
http://www.gemeinde-sankt-sebastian.de/
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Ortsgemeinde Urmitz / Rhein 

 
Ortsbürgermeister Norbert Bahl Les-Noes-Platz 1, 56220 Urmitz / 
Rhein | Telefon: 02630 / 7048 | Fax: 02630 / 969361 | E-Mail: 
info@urmitz.de | www.urmitz.de | Öffnungszeiten: Montag und 
Donnerstag 17 - 19 Uhr, Mittwoch 17 - 19 Uhr nach Vereinbarung 
 
 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

Haushaltssatzung der Ortsgemeinde Urmitz  
für das Jahr 2024 

vom    
 01. Februar 2024 

 
Der Ortsgemeinderat hat auf Grund von § 95 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz in der derzeit 
geltenden Fassung folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1  
 Ergebnis- und Finanzhaushalt 

 
Festgesetzt werden 
1. im Ergebnishaushalt 
  

der Gesamtbetrag der Erträge auf 8.708.106,-- Euro 

der Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 8.578.580,-- Euro 

der Jahresüberschuss auf 129.526,-- Euro 

 
2. im Finanzhaushalt 
 

der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf 235.790,-- Euro 

die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf 375.800,-- Euro 

die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 2.158.000,-- Euro 

der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit auf 

-1.782.200,-- Euro 

der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit² auf 

1.546.410,-- Euro 

2 Ohne Einzahlungen und Auszahlungen der Kredite zur Umschuldung.  
 

§ 2   

Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird festgesetzt für 
 

zinslose Kredite auf 0,-- Euro 

verzinste Kredite auf 0,-- Euro 

zusammen auf 0,-- Euro 

 
 

 
 
 
 

mailto:info@urmitz.de
http://www.urmitz.de/
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§ 3   
Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen 

 
Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die in künftigen 
Haushaltsjahren zu Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Verpflichtungsermächtigungen) führen können, wird festgesetzt auf 2.160.000,-- Euro. 
Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren 
voraussichtlich Investitionskredite aufgenommen werden müssen, beläuft sich auf 0,-- Euro. 

 
§ 4 

Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung bzw. Höchstbetrag der 
Verbindlichkeiten gegenüber der Einheitskasse 

Der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung wird festgesetzt auf 1.191.420,-- Euro. 
 

§ 5 
Steuersätze 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 

Grundsteuer A  auf 345 v. H. 

Grundsteuer B  auf 465 v. H. 

Gewerbesteuer auf 380 v. H. 

 
Die Hundesteuer beträgt für Hunde, die innerhalb des Gemeindegebietes gehalten werden:   
 

für den ersten Hund 75,-- Euro 

für den zweiten Hund 100,-- Euro 

für jeden weiteren Hund 150,-- Euro 

für den ersten gefährlichen Hund 750,-- Euro 

für jeden weiteren gefährlichen Hund 1.000,-- Euro 

 
§ 6  

Eigenkapital 
 

Vorläufiger Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des 
Haushaltsvorvorjahres                               

16.876.365,53 € 

Voraussichtlicher Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des 
Haushaltsvorjahres          

15.679.520,53 € 

Voraussichtlicher Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des 
Haushaltsjahres           

15.809.046,53 € 

 
§ 7   

Wertgrenze für Investitionen 
Investitionen oberhalb einer Wertgrenze von 5.000,-- € sind einzeln im Teilfinanzhaushalt 
darzustellen. 
 

§ 8  
 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gem. § 100 Abs. 1 
Satz 2 GemO liegen vor, wenn im Einzelfall 5.000,-- € überschritten werden. 

 
§ 9  

 Altersteilzeit 
Die Bewilligung von Altersteilzeit für Beamtinnen und Beamte wird in 0 Fällen zugelassen. 
Die Bewilligung von Altersteilzeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wird in 0 Fällen 
zugelassen. 
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§ 10 
 Leistungszahlungen 

Für die Bewilligung von Zahlungen nach der Landesverordnung zur Durchführung der §§ 27 
und 42a des Bundesbesoldungsgesetzes vom 14. April 1999 (GVBL. S. 104, BS 2032-3) an 
Beamtinnen und Beamte werden festgesetzt: 
 

1. für Leistungsstufen 0,-- Euro 

2. für Leistungsprämien und Leistungszulagen 0,-- Euro 

 
§ 11 

Weitere Bestimmungen 

• Die Haushaltsansätze und Verpflichtungsermächtigungen für Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit werden gemäß § 16 Abs. 3 GemHVO für gegenseitig 
deckungsfähig erklärt. 

• Haushaltsansätze für ordentliche Auszahlungen werden gemäß § 16 Abs. 4 GemHVO 
zugunsten von Auszahlungen aus Investitionstätigkeit desselben Teilfinanzhaushalts 
für einseitig deckungsfähig erklärt.  
 

Urmitz, den 01. Februar 2024 
 
       Norbert Bahl 
    Ortsbürgermeister 
 
Aufsichtsbehördliche Genehmigung: 
Gegen die Festsetzungen in der Haushaltssatzung, die Veranschlagungen im Haushaltsplan 
und im Stellenplan der Ortsgemeinde Urmitz für das Haushaltsjahr 2024 werden lt. Schreiben 
der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz vom 07.02.2024 aufsichtsbehördlich keine Bedenken 
erhoben. 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
Die Haushaltssatzung der Ortsgemeinde Urmitz für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 
Die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 19.02.2024 bis 
27.02.2024 im Rathaus der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 
56575 Weißenthurm, Zimmer 128 und im Verwaltungsgebäude der Ortsgemeinde Urmitz 
öffentlich aus.  
 
 Urmitz, den 16.02.2024 
        Norbert Bahl 
    Ortsbürgermeister 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
o d e r 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm bzw. der Ortsgemeinde Urmitz unter 
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Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend 
gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 

Richtlinien für die Vergabe von Grundstücken 
Bauplatzvergaberichtlinien Urmitz 

 
Präambel 
 
Boden ist ein seltenes Gut und die Nachfrage zur Erfüllung des „Wohntraums“ ist ungebrochen 
hoch. Es bedarf deshalb eines transparenten Systems bei der Vergabe. Hierbei sollen die 
wenigen Bauplätze vorranging denen zur Verfügung gestellt werden, die Bauplätze zeitnah 
und zur Eigennutzung benötigen. 
Bei der Veräußerung von Bauplätzen bzw. Grundstücken ohne Subventionierung handelt die 
Gemeinde privatrechtlich. Hier herrscht der Grundsatz der Vertragsfreiheit. Bei der Vergabe 
von Bauplätzen ist das geltende Recht, insbesondere der Gleichheitsgrundsatz in Art. 3 GG 
sowie die europäischen Grundfreiheiten der Freizügigkeit, Art. 21, 45 und der 
Niederlassungsfreiheit, Art. 49 zu beachten. In Ausübung des ihres in Art. 28 Abs. 2 GG 
grundgesetzlich garantierten Selbstverwaltungsrechtes darf eine Kommune städtebaulichen 
Zielen entsprechende und damit sachliche i.S.V. Art. 3 Abs. 1 GG aufweisende 
Vorzugsleistungen für Ortsansässige erbringen. Jedoch darf bei der Vergabe von 
Baugrundstücken die Ortsansässigkeit nicht zur Bedingung gemacht werden. D.h. jede 
Bevorzugung Einheimischer muss den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz wahren. Rechtfertigen 
lässt sich eine solche Bevorzugung Einheimischer nur aus zwingenden Gründen des 
Allgemeininteresses. Das städtebauliche Ziel ist es, den ländlichen Raum unter besonderer 
Wahrung seiner Eigenart und gewachsenen Struktur als gleichwertigen Lebensraum zu 
erhalten und zu entwickeln. Ebenso stellt die Schaffung stabiler Quartiere zur Integration neu 
hinzukommender Bürger durch einen bestimmten Anteil von potenziellen Käufern mit 
Ortsbezug (§ 1 Abs. 5 und 6 BauGB) einen solchen Rechtfertigungsgrund dar. Um die Vergabe 
von Bauplätzen in einer angespannten Marktlage transparent, nachvollziehbar und 
rechtssicher zu gestalten, empfiehlt sich die Anwendung von gemeindespezifischen, 
objektiven, nichtdiskriminierenden und im Voraus bekannten Bauplatz-Vergaberichtlinien. 
Hierzu wird ein Punktesystem verwendet, welches soziale Kriterien und ortsgebundene 
Kriterien gleichwertig gewichtet. 
Da die Bauplätze zum Verkehrswert veräußert werden, kann bei den 
Bauplatzvergaberichtlinien, als Voraussetzung für die Bewerbung, auf die Einhaltung von 
Vermögens- und Einkommensobergrenzen verzichtet werden. 
Gender-Erklärung 
Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung und einer besseren Lesbarkeit wird in den 
folgenden Vergaberichtlinien die männliche Sprachform angewendet. 
Dies soll keine Benachteiligung des weiblichen oder diversen Geschlechts darstellen, sondern 
als geschlechtsneutral verstanden werden. 
 
1. Vergabeverfahren 
➢ Bei Veröffentlichung der Bauplatzvergabe im amtlichen Bekanntmachungsorgan der 

Ortsgemeinde Urmitz wird eine Bewerbungsfrist festgesetzt. Das Interesse muss der 
Ortsgemeinde schriftlich oder per E-Mail bis Ende der Bewerbungsfrist mitgeteilt werden. 
Im Namen und Auftrag der Ortsgemeinde Urmitz führt die Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm die Verwaltungsgeschäfte. Als zentrale Ansprechperson ist Frau Schaback 
von der Verbandsgemeindeverwaltung für das Bewerbungsverfahren zuständig (02637 / 
913-347; Kimberly.Schaback@vgwthurm.de). 

mailto:Kimberly.Schaback@vgwthurm.de
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➢ Die Bewerbungsfrist endet am 28.03.2024 um 12 Uhr. 
➢ Alle Interessenten, die ihr Interesse am Erwerb eines Bauplatzes mitgeteilt haben, erhalten 

einen Fragebogen zugesandt. Dieser ist zusammen mit den geforderten Unterlagen, 
innerhalb der genannten Frist, bei der Ortsgemeinde Urmitz oder bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm abzugeben. 

➢ Die Interessenten willigen mit Rückgabe ihres Fragebogens ein, dass neben der 
Verwaltung auch der Gemeinderat über die abgegebenen Daten Kenntnis erlangt, ihre 
personenbezogenen Daten zweckgebunden verarbeitet, gespeichert und übermittelt 
werden dürfen. Dies schließt die Überprüfung der Angaben bei Dritten ein. 

➢ Die Ortsgemeinde ermittelt anhand der Angaben und Nachweise den Punktewert der 
einzelnen Bewerber und erstellt eine Rangliste der Bewerbungen. 

➢ Derjenige Bewerber mit dem höchsten Punktewert erhält das Erstauswahlrecht. Erreichen 
mehrere Bewerber den gleichen Punktewert entscheidet das Los. 

➢ Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bewertung der Vergabekriterien ist der Ablauf der 
Antragsfrist. Bis zum Ablauf der Antragsfrist eingetretene Veränderungen gegenüber dem 
Zeitpunkt der Antragstellung werden von der Ortsgemeinde berücksichtigt. 

➢ Werden in der ersten Vergaberunde nicht alle Bauplätze vergeben, ist die Ortsgemeinde 
Urmitz berechtigt, einen bedingungsfreien Verkauf der restlichen Parzellen vorzunehmen. 
 

2. Antragsberechtigung 
Einen Antrag dürfen nur Personen stellen, die die nachfolgenden Voraussetzungen kumulativ 
erfüllen: 
➢ Es können sich nur natürliche Personen bewerben, die mindestens das 18. Lebensjahr 

vollendet haben und voll geschäftsfähig sind. Eltern oder Alleinerziehende sind für ihre 
(minderjährigen) Kinder nicht antragsberechtigt. 

➢ Ehegatten, Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz und Partner einer 
sonstigen auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaft (Lebenspartner nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz und Partner einer sonstigen auf Dauer angelegten 
Lebensgemeinschaft werden nachfolgend zusammen „Lebens(gemeinschafts-)partner" 
bezeichnet) haben einen gemeinsamen Antrag zu stellen. 

➢ Bei zwei gemeinsamen Antragsstellern wird bei den einzelnen Fragen die 
Antwortmöglichkeit herangezogen, welche von den beiden Antragsstellern die höhere 
Punktezahl erzielt. 

➢ Wohneigentum: Der Antragsteller darf kein zu Wohnzwecken bebaubares Grundstück im 
Gemeindegebiet oder Wohnungseigentum haben. 

➢ Beim Ausfüllen der Bewerbung müssen Nachweise in Form von 
Finanzierungsbestätigungen von Banken oder Vermögensauskünften beigefügt werden. 
Dadurch soll gewährleistet werden, dass der Grunderwerb und das Bauvorhaben 
verwirklicht werden können. 

➢ Bauplatzbewerber, deren Bewerbung falsche oder unvollständige Angaben enthält, 
werden sofort vom Zuschlag ausgeschlossen. 
 

3. Punktekatalog 
– Reihung und Vergabekriterien – 
Die Reihenfolge der Bewerber bei der Auswahl der Grundstücke erfolgt über das 
nachstehende Punktesystem. 
➢ Dies bedeutet, dass der Bewerber mit der höheren Punktezahl sich vor dem Bewerber mit 

der niedrigeren Punktezahl eine Parzelle aussuchen darf. 
➢ Übersteigt die Zahl der zu berücksichtigenden Bewerbungen die Anzahl der zu 

vergebenden Grundstücke, werden die nicht berücksichtigten Bewerber in eine 
Ersatzbewerberliste aufgenommen. 

➢ Zieht ein Bewerber vor der notariellen Beurkundung seinen Antrag zurück, rückt aus der 
Ersatzbewerberliste der Bewerber mit der höchsten Punktezahl für das freigewordene 
Grundstück nach. 

➢ Die sich aus dem Bewertungsbogen ergebende Punktzahl dient als Richtschnur. Ein 
Rechtsanspruch auf Grundstückserwerb kann nicht abgeleitet werden. Unbeachtlich 
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davon müssen die Bewerber die Zugangsvoraussetzungen nach Nr. 2 erfüllt haben. 
➢ Da die Bauplätze zum Verkehrswert veräußert werden, kann bei den 

Bauplatzvergaberichtlinien, als Voraussetzung für die Bewerbung, auf die Einhaltung von 
Vermögens- und Einkommensobergrenzen verzichtet werden. Die 
Ausgangsvoraussetzung ist, dass 50 % der Punkte nach sozialen Kriterien vergeben 
werden müssen. Es ist nicht möglich, für den Bereich Wohnsituation und ehrenamtliches 
Engagement mehr als 50 % der Punkte zu erheben. Die erreichbare Höchstpunktzahl 
beträgt 330 Punkte. 
 

Punktekatalog: 
1. Soziale Kriterien 
1.1 Familiäre Situation 
(Eheurkunde/Lebenspartnerschaftsurkunde/Meldebescheinigung als Nachweis benötigt) 
Alleinerziehend (mit Sorgerecht und Aufenthaltsbestimmungsrecht) 20 Punkte 
Verheiratet / eingetragene Lebenspartnerschaft / Paare mit gleicher  
Wohnanschrift.      10 Punkte 

(maximal 20 Punkte) 
1.2 Kinder 
Je Kind, das im Haushalt des Antragstellers mit Hauptwohnsitz gemeldet ist und für welches 
der Antragsteller oder der Ehegatte oder Lebens(gemeinschafts-)partner des Antragstellers 
tatsächlich Kindergeld berechtigt ist. Hierfür wird ein Nachweis durch die jeweilige 
Geburtsurkunde oder Adoptionspapiere/ Nachweis über Pflegeverhältnis auf Dauer benötigt. 
für das erste Kind     20 Punkte 
für das zweite und jedes weitere Kind    20 Punkte 
Eine ärztlich nachgewiesene Schwangerschaft wird als Kind angerechnet. 

(maximal 100 Punkte) 
1.3 Schwerbehinderung bzw. Pflegebedürftigkeit des/der Antragsteller/s bzw. die im 
Haushalt lebenden Angehörigen (Kind, Ehe- und Lebenspartner, Elternteil) 
(durch Behindertenausweis nachzuweisen/ durch Bescheinigung der Pflegeversicherung 
nachzuweisen) 
Behinderungsgrad über 50 % oder Pflegegrad 1, 2 oder 3 20 Punkte 
Behinderungsgrad über 80 % oder Pflegegrad 4 oder 5  30 Punkte 

(maximal 50 Punkte)  
Maximale Punktzahl soziale Kriterien 170 Punkte 

2. Wohnsituation und Ehrenamt 
2.1 Hauptwohnsitz 
Bei Ehegatten oder Lebenspartnern wird nur der Ehegatte oder Lebenspartner mit der höheren 
Punktzahl berücksichtigt. Nachfolgend wird ein Nachweis durch das Einwohnermeldeamt 
(Meldebescheinigungen) benötigt. 
Bewerber wohnt seit mindestens 10 Jahren in Urmitz,  
nicht unterbrochene Jahre    jeweils 10 Punkte  
Bewerber hat früher mindestens 5 Jahre in Urmitz gewohnt  
und kehrt zurück     jeweils 5 Punkte  
Familiäre Beziehungen: Eltern, Kinder, Geschwister, Großeltern, die seit 
mindestens 3 Jahren in Urmitz wohnhaft sind  jeweils   5 Punkte 

(maximal 100 Punkte) 
2.2 Ehrenamtliche Betätigung > 1 Jahr 
Nachfolgend wird ein Nachweis durch eine Bescheinigung des jeweiligen Vereins benötigt. 
Aktiver Dienst in einer Hilfsorganisation, z.B.: Freiwillige Feuerwehr, Deutsches Rotes Kreuz, 
THW        je 15 Punkte 
Aktiv in einem Ortsverein als gewählter Vorsitzender, stellv. Vors., Abteilungsleiter, 
Schriftführer, oder Kassierer tätig.   je 15 Punkte 

(maximal 60 Punkte)  
Maximale Punktzahl Wohnsitzsituation und Ehrenamt 160 Punkte 
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3. Sonstige Bestimmungen 
Die Vergabekriterien begründen keinen Rechtsanspruch eines Bewerbers auf die Vergabe 
eines bestimmten Grundstücks. Jeder Antragsteller kann seine Bewerbung bis zum Abschluss 
des Vergabeverfahrens zurückziehen. 

 
4. Verkaufsbedingungen 
Im notariellen Kaufvertrag werden folgende Vereinbarungen festgehalten: 
➢ Das Grundstück muss innerhalb von fünf Jahren ab Kaufdatum mit einem bezugsfertigen 

Wohnhaus bebaut und selbst bezogen werden. In vorgenanntem Zeitraum muss die 
Anmeldung des Erstwohnsitzes an der erworbenen Adresse erfolgt sein und für weitere 
5 Jahre bestehen. (Bauverpflichtung & Eigennutzungspflicht) 

➢ Der Erwerber verpflichtet sich gegenüber der Ortsgemeinde, das Vertragsgrundstück in 
unbebautem Zustand nicht zu veräußern. Als unbebaut gilt das Grundstück, solange es 
nicht mit einem bezugsfertigen Wohnhaus bebaut ist. Mit Fertigstellung des bezugsfertigen 
Wohnhauses gilt auch die Bauverpflichtung als erfüllt. (Veräußerungsverbot und 
Bauverpflichtung) 

➢ Das Grundstück darf vor Ablauf einer 5-jährigen Frist ab Bezugsfertigstellung nicht ohne 
Zustimmung der Ortsgemeinde Urmitz weiterveräußert (auch nicht in Teilen) oder 
vermietet werden. Die Zustimmung wird nicht verweigert, sofern wichtige persönliche 
Gründe bestehen und erforderlichenfalls nachgewiesen werden. Der Ortsgemeinderat 
behält sich in diesem Fall eine Entscheidung vor. (Veräußerungsverbot & 
Eigennutzungspflicht) 

➢ Im Falle der Zuwiderhandlung gegen eine dieser Verpflichtungen, kann die Ortsgemeinde 
die Rückübertragung des Vertragsgrundstückes auf sich verlangen. Eine Verpflichtung zur 
Geltendmachung des Rückübertragungsanspruchs besteht für die Ortsgemeinde nicht. 
Alle für die Rückübertragung und bis dahin entstehendes Kosten, Steuern und Gebühren 
hat dabei der Erwerber zu tragen, ohne dass hierfür ein Wertersatz zu leisten ist. Als 
Rückübertragungswert gilt der im Kaufvertrag vereinbarte Kaufpreis, eine Verzinsung 
erfolgt nicht. 

➢ Ein Rückübertragungsanspruch für die Ortsgemeinde besteht ebenfalls, wenn innerhalb 
von fünf Jahren ab Antragsstellung herauskommt, dass bei der Bewerbung falsche 
Angaben gemacht wurden. 

➢ Der Rückübertragungsanspruch der Ortsgemeinde Urmitz ist durch eine 
Rückauflassungsvormerkung im Grundbuch gesichert. Die Ortsgemeinde wird mit ihrem 
Recht jedoch selbstredend hinter solche Grundpfandrechte zurücktreten, die dem Erwerb 
und der Bebauung des Grundstücks dienen und sich im Rahmen üblicher Finanzierung 
halten. 

➢ Der Bauplatzerwerber wird im Falle einer vertragswidrigen Weiterveräußerung des 
(bebauten oder unbebauten) Grundstücks zur Abführung des von ihm erzielten Gewinns 
auf Grund und Boden an die Ortsgemeinde verpflichtet. Die Geltendmachung liegt im 
Ermessen der Ortsgemeinde. 

 
5. Schlussbestimmungen 
➢ Die Verwaltung wird mit der Vergabe der Baugrundstücke nach den Kriterien dieser 

Richtlinie beauftragt. Die Vergabeentscheidung wird den Begünstigten schriftlich mitgeteilt. 
Die nicht berücksichtigten Antragsteller werden ebenfalls schriftlich informiert. 

➢ Ein Rechtsanspruch auf den Erwerb eines Grundstücks besteht nicht. 
 

6. Inkrafttreten 
Diese Vergaberichtlinien der Ortsgemeinde Urmitz treten am 01.01.2024 in Kraft, frühestens 
jedoch mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung. 
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Stadt Weißenthurm 

 
Stadtbürgermeister Gerd Heim | Hauptstraße 185, 56575 
Weißenthurm | Telefon: 02637 / 92020 | Fax: 02637 / 920222 | E-Mail: 
info@weissenthurm.de | www.weissenthurm.de | Öffnungszeiten: 
Montag bis Freitag 8 - 12 Uhr | Sprechstunde Stadtbürgermeister: 
Dienstag und Donnerstag nach Vereinbarung  
 
 

 
 
 

Bauarbeiten DB Netz AG 
 

Die DB Netz AG führt unten angegebene unaufschiebbare Bauarbeiten durch. Die Bauarbeiten 
sind zur Aufrechterhaltung der Betriebssicherheit erforderlich und können aufgrund der 
gegebenen betrieblichen Voraussetzungen (Erfordernis der Einhaltung des Fahrplanes) nur in 
der angegebenen Tageszeit / Nachtzeit bzw. an Sonn- bzw. Feiertagen durchgeführt werden. 
Wir bitten die betroffenen Anwohner um Verständnis für die Bauarbeiten. 
Angaben zu den Bauarbeiten:  Gleisbauarbeiten, Weichenbearbeitung 
 

• Im Zeitraum vom 18.02.2024 23:30 Uhr bis zum 19.02.2024 um 06:00 
 

Gleisbauarbeiten W 26 Strecke 2630 (km 77,658)  
 
 
  

mailto:info@weissenthurm.de
http://www.weissenthurm.de/
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Amtsblatt der Verbandsgemeinde Weißenthurm 

- nichtamtlicher Teil - 
 
 
 

Einladung Mitgliederversammlung des Feuerwehr-Förderverein e.V.  
der Feuerwehr Weißenthurm 

 
Zur Mitgliederversammlung des Feuerwehr-Fördervereins e. V. Weißenthurm lädt der Verein 
alle Mitglieder recht herzlich ein. Diese findet am Sonntag, den 3. März 2024 in der 
Fahrzeughalle der Feuerwache am Stierweg statt. Beginn der Versammlung ist um 11.45 Uhr. 
 
Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:  
 

1.) Begrüßung des Vorsitzenden 
2.) Feststellen der ordnungsgemäßen Einladung und Beschlussfähigkeit 
3.) Jahresbericht des Kassierers  
4.) Bericht der Kassenprüfer  
5.) Entlastung des Vorstandes  
6.) Vorstellung zu Änderungen in der Satzung des Feuerwehr-Förderverein e.V. mit 

anschließender Abstimmung zur Umsetzung  
7.) Neugestaltung Außenanlage (Grillplatz) 
8.) Beschaffungen  
9.) Allgemeine Aussprache 

 
Anträge zur Änderung der Tagesordnung müssen mindestens 3 Tage vorher schriftlich beim 
1. Vorsitzenden des Vereins, Torsten Schnack, eingereicht werden. 
 
 


